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DETLEV STRÄ TER 

Disparitätenförderung durch großräumige Vorrangfunktionen 
oder Disparitätenausgleich durch endogene Entwicklungsstrategien?::-

In diesem Aufsatz sollen zwei Raumordnungskonzeptionen 
vorgestellt werden, die seit einigen Jahren in der Diskussion sind 
und von denen ihre Vertreter der Ansicht sind, daß sie dazu bei­
tragen, den gegenwärtigen Status-quo in der Raumordnung und 
die Perspektivlosigkeit der Landes- und Regionalplanung über­
winden zu helfen. An ihnen lassen sich beispielhaft die beiden 
Haupttendenzen in der Raumordnungsdiskussion aufzeigen. Es 
handelt sich einmal um die Konzeption der „großräumigen Vor­
rangfunktionen" ( auch Vorranggebietekonzeption genannt) und 
zum anderen um die Konzeption der „endogenen Regionalent­
wicklung". Sie stellen zwei in ihrer Zielrichtung divergierende, 
in ihrer räumlichen Maßstäblichkeit unterschiedliche Vorschlä­
ge dar. Beide Konzeptionen liegen noch nicht in Form von ge­
schlossenen Entwürfen vor. Der Beirat für Raumordnung beim 
Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) hat sich in zwei Empfehlungen für diese beiden Kon­
zeptionen eingesetzt: 1976 mit der Empfehlung: ,,Die Gültigkeit 
der Ziele des Raumordnungsgesetzes und des Bundesraumord­
nungsprogramms unter sich ändernden Entwicklungsbedingun­
gen" zugunsten einer Vorranggebietekonzeption1 und 1983 mit 
der Empfehlung „Selbstverantwortete regionale Entwicklung im 
Rahmen der Raumordnung" zugunsten einer endogenen 
Regionalentwicklung2. Dies ist auch insofern interessant, als der 
Beirat sich damit für zwei erheblich voneinander abweichende 
und sich größtenteils widersprechende Raumordnungsstrategien 
ausspricht. In gewisser Weise läßt sich daraus ein Paradigma­
Wechsel in der Raumordnung erkennen. Im folgenden werden 
beide Konzeptionen kurz dargestellt und die Probleme ihrer 
Ausgestaltung und Umsetzung umrissen, um daran einige Über­
legungen zu ihrer Strategiefähigkeit anzuschließen. 

A. Zur Vorranggebietekonzeption 

Die Vertreter der Konzeption der großräumigen Vorrangfunk­
tionen haben ihre Vorschläge aus der Kritik an der bisherigen 
Raumordnungspolitik heraus entwickelt. Die „Ineffizienz der 
bisherigen raumgestaltenden Politik"3 zum Abbau räumlicher 
Disparitäten ließ grundlegende Zweifel an der Richtigkeit der 
Zielsetzung der Herstellung gleichwertiger Lebensbedingungen 
und den Instrumentarien staatlicher Raumordnungspolitik auf­
kommen. Es wird bezweifelt, daß für eine solche Dezentralisie­
rungspolitik künftig überhaupt noch Realisierungschancen gege­
ben sein werden. Problematisch erscheint ihnen, ob angesichts 
des derzeitigen und auch des erkennbaren zukünftigen unterneh­
merischen Standortverhaltens Industrieansiedlungen oder Anla­
generweiterungen von relevantem Ausmaß in den Zielregionen 
überhaupt noch möglich sein werden, zumal industrielle Neuin­
vestitionen keine neuen oder nur in geringem Umfang neue Ar­
beitsplätze schaffen, häufig sogar vernichten. Problematisch er­
scheint ferner, ob bei einer insgesamt rückläufigen Bevölkerungs­
zahl und einer stetigen Abwanderung in die verdichteten Gebiete 
die vorhandene infrastrukturelle Versorgung aufgrund wirt­
schaftlicher Tragfähigkeitsüberlegungen noch weiterhin garan­
tiert, geschweige denn weiter ausgebaut werden kann, dies auch 
1m Hinblick auf die knappen disponiblen öffentlichen 
Haushaltsmittel4. Schließlich haben sich auch schon einige Ver­
dichtungsräume, insbesondere die altindustrialisierten Regionen 
an Ruhr und Saar, aufgrund des sich beschleunigenden 
wissenschaftlich-technischen Wandels und der krisenhaften öko­
nomischen Entwicklung inzwischen zu eher strukturschwachen 
Gebieten entwickelt, so daß auch aus dieser Richtung Kritik an 



1984 Heft 4-5 Detlev Sträter: Disparitätenförderung durch großräumige Vorrangfunktionen ... 239 

den möglichen Entzugseffekten geäußert wird, die eine Politik 
des regionalen Dispartitätenausgleichs für die großen Verdich­
tungsräume zur Folge haben könnte. 

Leitidee der Vorranggebietekonzeption ist das Theorem von 
der „räumlich-funktionalen Arbeitsteilung"S, welchem unter ei­
ner Abkehr von räumlichen Gleichgewichtszielen und Aus­
gleichszielen die Vorstellung zugrunde liegt, daß die einzelnen 
Teilräume ihrer jeweiligen Eignung gemäß Funktionen zugun­
sten eines - wie auch immer zu bestimmenden - gesellschaftli­
chen Optimums erbringen (analytischer Aspekt) und daß plane­
risch dafür Sorge getragen werden muß, daß die Teilräume diese 
Leistungen auch vorrangig gegenüber anderen Funktionen und 
Nutzungen erbringen können (planerisch-normativer Aspekt). 
Die Zuordnung von Funktionen und Nutzungen an Teilräume 
erfolgt unter der Annahme, daß bestimmte Vorrangfunktionen 
in einem Gebiet andere vorhandene Funktionen einschränken, 
die Vorrangfunktionen zudem auch überregionale Wirkungen 
besitzen, die über diesen Teilraum hinausgehen. 

Dem Umstand, daß aus der empirisch erfahrbaren territorialen 
Arbeitsteilung in der Bundesrepublik die „räumlich-funktionale 
Arbeitsteilung" als eine planerische Norm abgeleitet wird, nach 
der die Regionen in harmonischer Weise mit ihren jeweiligen 
,,Begabungen" und „Eignungen" zur Wohlfahrt des Gesamtrau­
mes beitragen, liegt m.E. eine unzureichende Durchdringung der 
Ursachen räumlicher Disparitäten zugrunde. Die „Funktionali­
tät" der räumlichen Arbeitsteilung von Teilräumen stellt sich 
nur bei einer statischen Betrachtung von Erscheinungsphänome­
nen ein. Tatsächlich aber ist räumliche Arbeitsteilung die territo­
riale Abbildung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, bei der die 
antagonistischen ökonomischen und sozialen Interessen der 
Klassen, Schichten und Gruppen von Kapital und Arbeit um die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Mehrprodukt und um politischen 
Einfluß konkurrieren. Die Struktur und der Grad räumlicher 
Arbeitsteilung reflektiert diejenigen Interessen, die gesellschaft­
lich dominieren, das sind unter gegebenen Bedingungen die kapi­
talistischen Verwertungsinteressen. Indem die Befürworter der 
Konzeption jedoch die räumliche Arbeitsteilung als „funktio­
nal" qualifizieren, harmonisieren sie die derzeitigen Ergebnisse 
räumlicher Strukturentwicklung, anstatt die ihr zugrunde liegen­
de dialektische Prozeßhaftigkeit hervorzuheben. 

Die Konzeption der großräumigen Vorrangfunktionen läßt 
sich insofern als Gegenstrategie zur offiziellen Raumordnungs­
politik bezeichnen, als sie nicht mehr den interregionalen Aus­
gleich zum Ziele hat (was mit dem Begriff der Herstellung gleich­
wertiger Lebensbedingungen umschrieben wird)6. Stattdessen 
wird - unter dem Eindruck der sich seit Mitte der 70er Jahre be­
deutend veräpdernden gesellschaftlichen und sozioökonomi­
schen Rahmenbedingungen - die Stärkung der nationalen Wirt­
schaftskraft bei gleichzeitig verstärkter Berücksichtigung um­
weltpolitischer Belange ins Blickfeld gerückt. Raumordnerisch 
bedeutet dies" eine Förderung der Verdichtungsräume als den 
Hauptstandorten der international konkurrierenden und export­
orientierten Industrie und eine Funktionalisierung der natur­
räumlichen Ressourcen der ländlichen Freiräume zur Stützung 
der Verdichtungsräume. Damit ist notwendigerweise die An­
wendung eines großräumigen Planungsmaßstabes verbunden. 
Die Vertreter der Konzeption sind der Ansicht, daß der ländliche 
Raum für eine weitere gewerbliche und siedlungsstrukturelle 

Entwicklung weitgehend nicht geeignet ist. Die ländlichen Teil­
räume sollen je nach Eignung und Begabung räumliche Vorrang­
funktionen übernehmen, die auf den Bedarf der Verdichtungs­
räume ausgerichtet sind. Der ländliche Raum soll sich in folgende 
Vorranggebiete gliedern: 

- Vorranggebiete für flächenextensive Freizeit- und Erholungs-
funktionen, 

- Vorranggebiete für ökologische Ausgleichsfunktionen, 
- Vorranggebiete für wasserwirtschaftliche Funktionen, 
- Vorranggebiete für landwirtschaftliche und forstwirtschaftli-

che Funktionen, 
- Vorranggebiete für die Rohstoffgewinnung, 
- Vorranggebiete für Industrie- und Siedlungszwecke (Verdich-

tungsräume) und 
- Vorranggebiete für Reservefunktionen.7 

Letztere sind Gebiete ohne besondere derzeitige Eignung und 
sollen, sofern sie nahe an Verdichtungsräumen liegen, für heute 
noch nicht bekannte räumliche Funktionen vorgehalten werden. 
Für periphere ländliche Räume mit minderer Bodenqualität wird 
eine Aufforstung oder eine sog. Verödung vorgeschlagen. Die 
Vorranggebiete, die im Gegensatz zu den kleinräumigen Vor­
ranggebieten in der Regionalplanung grundsätzlich „großräu­
mig" dimensioniert werden sollen, können aufgrund ihrer jewei­
ligen natürlichen Eignung und ihrer jeweiligen planerischen 
Funktion unterschiedliche Ausdehnung haben. Was als großräu­
mig verstanden werden soll, darüber liegen verschiedene Aussa­
gen vor8: Großräumige Vorranggebiete können solche sein, die 
die Größe eines oder mehrerer Landkreise haben, ggf. die Aus­
dehnung einer Planungsregion9, aber auch die einer Raumord­
nungsregion des Bundes haben. Als Beispiel für großräumige Er­
holungsgebiete können das Sauerland, die Eifel, die Lüneburger 
Heide, der Schwarzwald oder der Bayerische Wald dienen 1° . Die 
Vorranggebiete können sich je nach Funktion ganz oder teilwei­
se überlagern oder auch gegenseitig ausschließen. Neben den flä­
chigen Vorrangfunktionen, den Vorranggebieten, sollen auch li­
neare Vorrangfunktionen, das sind ein übergeordnetes Ver­
kehrs-, Energieversorgungs- und Kommunikationsnetz, und 
punktuelle Funktionen, sog. Vorrangstandorte, z.B. Großkraft­
werke, Flughäfen, Überseehäfen, ausgewiesen werden, die groß­
räumige, evtl. sogar bundesweite Wirkungen haben 11. 

Die Ausweisung eines Raumes als Vorranggebiet schließt in der 
Regel eine weitere wirtschaftliche und siedlungsstrukturelle Ent­
wicklung aus oder erfordert gar ihre Rücknahme. Die Vorrang­
gebietskonzeption nimmt demnach eine sog. passive Sanierung, 
also eine gezielte ökonomische Unterentwicklung oder gar 
Nichtentwicklung, den Rückzug aus der Fläche und eine Absied­
lung von peripheren schwachstrukturierten Räumen bewußt in 
Kauf. In jedem Falle sollen Ausgleichsmaßnahmen die eintreten­
den sozialen und ökonomischen Härten mildern. Ein Teil der 
Ausgleichsleistungen könne im Rahmen des Finanzausgleichs er­
folgen. Weitere vorgeschlagene Ausgleichsmaßnahmen sind 
staatlich vermittelte finanzielle Abwanderungsanreize für 
zwangsweise „umzugswillige" Teile der Bevölkerung, eine Sub­
ventionierung des Fernpendelns, soziale Hilfen für die verblei­
bende Rest-Bevölkerung und eine, im Hinblick auf die Vorrang­
funktion, spezialisierte infrastrukturelle Ausstattung. Die Ver­
sorgung der Bevölkerung soll sich in den Vorranggebieten unter 
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quantitativen wie qualitativen Aspekten nicht mehr an einem 
bundeseinheitlichen Mindestniveau orientieren. Vielmehr soll 
gegenüber den Verdichtungsräumen ein deutlicher Abfall in der 
Versorgungssituation spürbar werden 12. 

Unter dem Primat der Stärkung der Verdichtungsräume kann 
die Vorranggebietekonzeption deshalb als agglomerationsorien­
tiert und damit als disparitätenfördernd bezeichnet werden, weil 
in ihr die realen ökonomischen, demographischen und siedlungs­
strukturellen Raumentwicklungstendenzen als nicht umkehrbar 
aufgefaßt werden. Auf dieser Grundlage wird ein Raumord­
nungsmuster entworfen, auf das sich die Raum- und Siedlungs­
struktur aller Voraussicht nach hinentwickeln wird. Indem die 
Konzeption der realen Raumentwicklung nachgebildet wird und 
ihr zugleich normativ vorangestellt wird, soll für die Raumord­
nungspolitik ein höherer Verwirklichungsgrad im Sinne von 
überfachlich-koordinierenden Steuerungsansprüchen gegenüber 
den Fachplanungen ermöglicht werden. Damit soll der Raum­
ordnungspolitik wieder eine höhere Bedeutung in der Ressort­
konkurrenz verschafft werden. 

Diese - immanent gemeint - ,strategischen' Vort~ile der Kon­
zeption werfen einige Fragen und Probleme ihrer Ausgestaltung 
und Durchsetzung auf, die im folgenden kurz skizziert werden 
sollen 13. 

Die Konzeption könnte in zwei Varianten durchsetzt werden: 
zum einen als Vollplanung und zum anderen als Rahmenpla­
nung. Als Vollplanung hätten die durch die obersten Planungs­
träger bei Bund und Ländern festzulegenden Vorrangfunktionen 
eine absolute räumliche und sachliche Verbindlichkeit gegen­
über den nachgeordneten Planungsebenen. Als Rahmenplanung 
hingegen erschiene die Vorranggebietekonzeption in einem et­
was milderen Licht: Dann würde die Konzeption den nachgeord­
neten Planungsträgern relative Vorrangfunktionen vorgeben. In 
dieser Variante bliebe den unteren Raumplanungsbehörden 
noch ein Planungs- und Handlungsspielraum. Fraglich ist jedoch, 
ob die Vorranggebietekonzeption als Rahmenplanung - kon­
zeptionsimmanent gedacht - überhaupt einen Sinn macht: Be­
trachtet man beispielsweise die - nicht nominell, aber doch fak­
tisch - großräumigen Vorrangfestlegungen der nordrhein-west­
fälischen Landesplanung im LEP III ( dort heißen sie abge­
schwächt „Gebiete mit besonderer Bedeutung für Freiraumfunk­
tionen") und ihre Detaillierung durch die Regional- bzw. 
Gebietsentwicklungsplanung, so fällt auf, daß die regionalen 
Raumordnungsstrukturen sich von denen in anderen Bundeslän­
dern grundsätzlich nicht unterscheiden. Als Rahmenplanung 
dürfte die Vorranggebietekonzeption demnach nur geringe oder 
keine raumgestalterischen Wirkungen entfalten können, so daß 
ein Vollplanungskonzept logisch wäre. 

Unter Steuerungs- und Regelungsaspekten stellt sich die Kon­
zeption als widersprüchlich dar: Einerseits soll mit ihr die Raum­
ordnungspolitik reaktiviert werden, indem man sich darauf be­
schränkt, ein bestimmtes Flächen- und Ordnungsmuster gestalten 
zu wollen, jedenfalls keine umfassende Raumentwicklungs­

planung anstrebt. Man zieht sich mit der Festlegung von räumli­
chen Vorrangfunktionen auf eine Flächen- und Standortkoor­
dination von überregional bedeutsamen Raumansprüchen zu­
rück. So beschränkt man sich im Grunde auf eine Flächennut­
zungsplanung in grobem Maßstab und verzichtet dafür darauf, 

über eine Ressortkoordination auf die Mittelverteilun~ der Fach­
planungen räumlich regulierend Einfluß nehmen zu wollen 14. 

Ein solcherart „entfeinertes" Raumordnungskonzept steht 
aber im Widerspruch zu seinem, in ihm implizit enthaltenen ho­
hen Steuerungs- und Regelungsbedarf: Die Vorranggebietekon­
zeption erscheint nur umsetzbar, wenn sie mit Instrumenten und 
Regulierungsmechanismen ausgestattet wird, die bedeutend hö­
here Koordinations- und Bindungswirkungen für die Fachpla­
nungen und die nachgeordneten räumlichen Planyngen erzielen 
als die bisher geltenden Raumordnungskonzepte. Aus Maßstabs­
gründen müssen auch schon auf den obersten Planungsebenen 
bei Bund und Ländern materielle räumliche Festlegungen getrof­
fen werden, die die Fachplanungen und die nachg~ordneten Pla­
nungsträger auf diese Raummuster weitgehend verpflichten. 

Dies weist auf einen zweiten Widerspruch bei der Instrumen­
tierung der Konzeption hin: Der konzeptionellel'l Intentio~ nach 
wären zwar „harte" Instrumente wie Gebote und Verbote mit ei­
ner strengen Bindungswirkung für die nachgeordneten Planungs­
träger notwendig, tatsächlich ist aber die Konzeption - wie auch 
die Raumordnungspolirik generell - auf in ihrer Rechtswirkung 
,,schwache", ,,weiche" Instrumente verwiesen. Finanzielle Aus­
gleichsmaßnahmen an Private wie auch an Gebietskörperschaf­
ten zur adäquaten Kompensation negativer Effekte von Funk­
tionszuweisungen und Nutzungsbeschränkungen könnten ge­
samtwirtschaftlich gesehen die beabsichtigte ökonomische Be­
vorteilung der Verdichtungsräume gefährden oder gar wieder 
aufheben, weil sie zum einen Entzugseffekte in den Verdich­
tungsräumen bewirken und zum anderen in den Vorranggebie­
ten Einkommen entstehen lassen, die mit den konzeptionellen 
Absichten im Widerspruch stehen. Die nicht-monetären Instru­
mente wie Gebote und Verbote zur Regulierung der räumlichen 
Nutzungen sind auf überörtlicher Ebene bisher nur schwach aus­
geprägt oder aus Gründen der Rechtsgleichheit überhaupt nicht 
anwendbar. Die Konzeption könnte aber nur in dieser Richtung 
planungswirksam gemacht werden 15. 

Bei der Umsetzung der Konzeption in das bestehende Raum­
planungssystem werden horizontale und vertikale Koordina­
tionsprobleme erkennbar. Die Konzeption großräumiger Vor­
rangfunktionen bietet sich aus Maßstabsgründen als Planungsin­
strument des Bundes, aber auch der Länder an. Damit ist gleich­
zeitig eine Stärkung der Bundeskompetenz intendiert. Der steht 
aber die geltende verfassungsrechtliche und die rahmenrechtliche 
Zuständigkeit des Bundes auf dem Gebiet der Raumordnung ent­
gegen, die durch das ROG als ausgeschöpft gilt. Unter den vier 
Möglichkeiten, die Vorranggebietekonzeption entweder als 
Vollplanungs- oder Rahmenplanungskonzept und dieses entwe­
der in Form eines allein vom Bund getragenen oder in Form eines 
gemeinsamen Bund-Länder-Programms (etwa analog dem 
BROP von 1975) in das politisch-administrative Planungssystem 
zu übernehmen, muß der „schwächsten" Form, dem rahmenset­
zenden Bund-Länder-Programm, die größte Realisierungschance 
eingeräumt werden. 

Die Gründe sind darin zu sehen, daß Vorstellungen und Vor­
schläge, die Planungskompetenz des Bundes gegenüber den Län­
dern und Gemeinden über eine Änderung des ROG und des 
Grundgesetzes zu stärken, aus verfassungsrechtlichen wie aus po­
litischen Gründen als wenig aussichtsreich angesehen werden 
müssen 16. Vielmehr läßt die gegenwärtige politische Neigung 
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der Länder zum Abbau von gemeinsam von Bund und Ländern 
getragenen Aufgaben erkennen, daß selbst der Umsetzung der 
Vorranggebietekonzeption in Form eines Bund-Länder­
Rahmenprogramms vielfältiger Widerstand entgegengesetzt 
werden dürfte 17. 

Dennoch scheint es nicht völlig abwegig zu sein, daß eine Art 
Vorranggebietekonzeption durchgesetzt werden könnte - zwar 
nicht dem Namen nach, aber hinsichtlich der materiellen räumli­
chen Ergebnisse, weil die konzeptionell angestrebten Raum­
strukturen mit denjenigen Raumstrukturen konvergieren, die 
sich bei anhaltendem raumplanerischen Untätigsein tatsächlich 
einstellen würden, und auch mit den großräumig dimensionier­
ten Raumstrukturen, die über verschiedene Fachpolitiken ver­
mittelt werden, z.B. Verkehrsplanung, Forschungs- und Techno­
logieförderung, Energieversorgung. Unterhalb des offiziell auf­
recht erhaltenen Oberziels der Herstellung gleichwertiger Le­
bensbedingungen in allen, also insbesondere auch in den ländli­
chen, strukturschwachen Gebieten, würden dann - so läßt sich 
spekulieren - wesentliche Prämissen und Elemente der Konzep­
tion zu einer inoffiziellen, aber gleichwohl wirkungsvollen Leit­
linie und Handlungsanweisung für die staatliche Planungspolitik 
verknüpft werden, die der Bundesraumordnung als 
Orientierungs- und Entscheidungshilfe bei internen Abstim­
mungsprozessen mit und zwischen den raumwirksamen Fach­
planungen dienen könnte. Da das großräumige Raumordnungs­
muster der Konzeption vielen fachplanerischen Zielen und Auf­
gaben entgegenkommt, ergibt sich für die Fachplanungen nun­
mehr die Möglichkeit, sich der Raumplanung zu bedienen, um 
den eigenen Rückzug aus der Fläche und die effektive Stärkung 
der Verdichtungsräume raumplanerisch zu legitimieren. Kritik 
an den disparitätenfördernden Planungen könnten die Fachbe­
hörden unter Hinweis auf deren Verträglichkeit mit raumplane­
rischen Zielsetzungen abweisen. 

Die grundlegende Gefahr ist darin zu sehen, daß die Vorrangge­
bietekonzeption dazu beitragen kann, den Politik- und Planungs­
bereich ,Raumordnung und Landesplanung' zur Bedeutungslo­
sigkeit verkommen zu lassen: Weil sich die Vorranggebietekon­
zeption an die ablaufenden Raumentwicklungsprozesse anpaßt, 
indem sie, die Trends gleichsam bestätigend, sich davorsetzt und 
sich dadurch auch den Fachplanungen vorschalten will, wächst 
das Risiko, daß die Raumordnungspolitik- in der gutgemeinten 
Absicht, den eigenen Handlungsspielraum zu erweitern - sich 
völlig den fach planerischen Zielsetzungen ausliefert und vor den 
eigentlichen l\aumentwicklungsprozessen, die planerisch zu re­
gulieren sind, kapitulieren muß. 

B. Zur Strategie der endogenen Regionalentwicklung 

Die Strategie der endogenen Regionalentwicklung ist wegen 
der geringeren Maßstabsgröße der regionalen Bezugsräume und 
ihrer Orientierung auf die Aktivierung von regionalen Potentia­
len im Rahmen Ausgeglichener Funktionsräume mit dem Kon­
zept der großräumigen Vorrangfunktionen offensichtlich nicht 
vereinbar. 

Der Begriff der „endogenen Regionalentwicklung" löst bei 
Raumplanern seit einiger Zeit Sympathie und Faszination aus. 
Sie drückt sich in einer seit einigen Jahren erheblich angewachse-

nen Produktion von Beiträgen und Überlegungen zu einer Stra: 
tegie der endogenen, eigenständigen Regionalentwicklung bzw. 
regional angepaßter Raumentwicklung aus, bei der es im Kern 
darum geht, die Stellung der Region zu stützen und zu stärken, 
indem die Region mehr Einfluß auf ihre eigene Entwicklung 
nimmt und dabei ihre vorhandenen Potentiale besser nutzt und 
phantasievoller einsetzt 18 . 

Diese Faszination kann nicht überraschen angesichts der er­
starrten Lage, in der sich die räumliche Planung befindet. Die Be­
dingungen und Möglichkeiten zur Durchsetzung einer Politik 
der Erschließung und Förderung strukturschwacher peripherer 
·Räume von „außen", gleichsam als einer von den Verdichtungs­
räumen ausgehenden Kolonialisierungspolitik, haben sich ange­
sichts von gesamtwirtschaftlich drängenderen Problemen wie 
der hohen Massenarbeitslosigkeit, wirtschaftlicher Stagnation 
und vielfachen Umweltgefährdungen erheblich verschlechtert. 
Nun eröffnet die „Strategie der endogenen Regionalentwick­
lung" möglicherweise die Chance, die Position der von der Ent­
wicklung eher benachteiligten strukturschwachen und periphe­
ren Regionen, aber auch der altindustrialisierten Regionen gegen­
über den wirtschaftlich potenten Regionen, den Verdichtungs­
räumen, relativ zu stärken. 

Der Gedanke einer regional eigenständigen, von eigenen Kräf­
ten getragenen Raumentwicklung, einer Strategie »von unten«, 
fällt auch insofern auf fruchtbaren Boden, als er sich einpaßt in 
vielfältig vorhandene starke politische und soziale Strömungen, 
die als Reaktion auf die für den Einzelnen kaum mehr durch­
schaubaren, zentralistischen, ökonomischen, politischen und 
technologischen Großstrukturen für eine Dezentralisierung von 
Einrichtungen und Entscheidungen und für eine Demokratisie­
rung der Gesellschaft eintreten: für eine Kleinteiligkeit und 
Überschaubarkeit von Arbeits- und Lebensbedingungen, für lo­
kale und regionale Selbstbestimmung und nicht Fremdbestim­
mung, für betriebliche und überbetriebliche Mitbestimmung 
und für eine stärkere Berücksichtigung sozialer und ökologischer 
Belange (Stichwort: Partizipation, Regionalismus, ,,small is beau­
tiful", angepaßte Technologien). Zudem werden Strategieele­
mente einer eigenständigen Regionalentwicklung schon seit eini­
gen Jahren z.B. in Österreich19 und der Schweiz20 umgesetzt wie 
auch durch die Regionalplanung in einigen Bundesländern (z.B. 
Baden-Württemberg, bis 1980 auch Hessen) entwickelt, in denen 
sie mit bedingter regionaler Handlungskompetenz ausgestattet 
wurde. 

Die Bezugsräume für das Konzept endogener Regionalent­
wicklung sollen, so wie es derzeit diskutiert wird, die Regionen 
der Bundesraumordnung, insbesondere die Regionen in den peri­
pheren, strukturschwachen Räumen sein. Raumplanerisch gese­
hen handelt es sich bei dem Konzept genau genommen nicht wie 
bei der Vorranggebietskonzeption um eine räumliche Ord­
nungskonzeption, sondern um ein Konzept für eine Entwick­
lungsstrategie, die mit der Konzeption der ausgeglichenen Funk­
tionsräume verknüpft werden soll und diese in bestimmten Teil­
räumen handlungsfähig zu machen verspricht. Insofern stellt sie 
kein grundlegend neues Konzept dar, das mit den traditionellen 
Planungsmaximen bricht. Vielmehr ergänzt sie das geltende 
Landes- und Regionalplanungssystem mit dem Oberziel der Her­
stellung und Erhaltung gleichwertiger Lebensbedingungen um 
Handlungsvorschläge, und zwar für solche Regionen, in denen 
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die Instrumente und Maßnahmen der Landes- und Regionalpla­
nung und der Regionalpolitik nicht greifen. Die Strategie soll da­
zu beitragen, die wirtschaftlichen, politischen, sozialen und kul­
turellen Entwicklungsmöglichkeiten der einzelnen Regionen 
möglichst vollständig zu nutzen, so daß das Ziel der Herstellung 
gleichwertiger Lebensbedingungen operationalisiert wird, d.h. 
die angelegten Mindeststandards in der jeweiligen Region er­
reicht werden, besser noch überschritten werden. Als Grund­
prinzipien sollen dabei gelten, 

- daß erstens kein einheitlicher regionaler Zustand angestrebt 
werden soll, sondern daß die durchaus unterschiedlich vorhan­
denen und unterschiedlich genutzten Entwicklungspotentiale 
zu ganz spezifischen, vielfältigen regionalen Lösungen kombi­
niert werden, 

- daß zweitens die lokalen und regionalen politischen Gremien 
mit Handlungs- und Entscheidungskompetenzen und mit fi­
nanziellen Mitteln versehen werden, die es ihnen erlauben, 
weitgehend eigenständig und eigenverantwortlich regionale 
Lösungen herbeizuführen, 

- daß drittens dennoch verhindert wird, daß die regionale Eigen­
ständigkeit und Selbsthilfe zu einer neuen Form interregiona­
ler Konkurrenz heranreift. Die Stärkung endogener Potentia­
le erfordert zwar einen Politikwandel im Verhältnis von zen­
tralstaatlicher, Landes-, regionaler und lokaler Ebene zueinan­
der. Dies darf aber nicht dazu führen, daß Bund und Länder 
sich ihrer Aufgabe von Raumordnung und Landesplanung 
entziehen, indem sie die unterentwickelten, strukturschwa­
chen Regionen in ihrem Zustand belassen, diesen aber mit dem 
Etikett einer eigenständigen Entwicklung verbal aufwerten. 

Als Voraussetzung und als Rahmenbedingung für eine raum-
politische Strategie der endogenen, regional eigenständigen Ent­
wicklung ist es notwendig, daß die lokalen und regionalen 
Handlungs- und Entscheidungsträger möglichst umfassende In­
formationen über den Zustand der Region und über die Entwick­
lungsmöglichkeiten erhalten und daß sie über den Einsatz und 
die Handhabung von Instrumenten beraten werden21 . 

Im folgenden wird auf einige Aspekte dieser drei Prinzipien et­
was näher eingegangen. 

1. Der zentrale theoretische Begriff einer Strategie zur Mobilisie­
rung eigener, endogener regionaler Potenzen ist der des 
Entwicklungspotentials. In der Diskussion um diese Strategie 
ist von 7boss u.a. dieser Begriff präzisiert worden. Danach ist 
der Begriff „Entwicklungspotential" ein Sammelausdruck für 
Faktoren, die in einer Region vorhanden sind und die solche 
Aktivitäten ermöglichen, die die Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen in dieser Region im weitesten Sinne verbessern. Der 
Potentialbegriff bezieht sich nicht allein auf Faktoren, die 
schon wirtschaftlich genutzt werden oder sonst einen Nutzen 
entfalten, sondern auch auf solche Faktoren, die untergenutzt 
oder überhaupt noch nicht genutzt werden und die damit 
mögliche „regionale Engpaßfaktoren" für die regionale 
Raumentwicklung darstellen können. Die Faktoren können 
sowohl sozialökonomischer als auch naturräumlicher Art 
sein22 . Der Beirat für Raumordnung hat in Anschluß an 7boss 
in seiner Empfehlung zur „Selbstverantworteten regionalen 
Entwicklung .. . " vom 18. März 1983 fünf Potentialfaktoren 
bestimmt: 

- Arbeitskräftepotential 
- Gewerbliches Kapitalpotential 
- Infrastrukturpotential 
- Umweltpotential 
- Nachfragepotential. 

Die Potentialfaktoren kennzeichnen sog. Pote.ntialbereiche, 
die wiederum Oberbegriffe sind für jeweils darunter zu subsu­
mierende Handlungsfelder, also sektorale Politikbereiche. 
Diese sektoralen Politikbereiche sollen daraufhin abgefragt 
werden, mit welchen Maßnahmen sie zur Verbesserung der 
regionalen Gesamtsituation beitragen können. 

Der Beirat hat die gewählten Potentialbereiche nicht näher 
begründet. Dies gewiß auch aus gutem Grund, denn die theo­
retische Diskussion über den adäquaten Potentialbegriff und 
die Ableitung der Potentialbereiche ist noch nicht _abge­
schlossen2>. Meines Erachtens ist ein Disput um die adäquate 
theoretische Ableitung der endogenen Potentialfaktoren und 
Potentialbereiche ohnehin nur von geringem Belang für die 
Durchsetzungsfähigkeit einer Strategie endogener Regional­
entwicklung. Wichtiger ist die Frage, ob mit den genannten 
Potentialfaktoren denn schon die entscheidenden Stellgrößen 
der regionalpolitischen Strategie identifiziert sind oder ob 
nicht noch weitere „Faktoren", seien sie objektiver und sub­
jektiver Art, hinzukommen müssen. Neben den primär öko­
nomisch bestimmten Faktoren wären regional- und stadt­
strukturelle, institutionelle und organisatorische Gegebenhei­
ten, kulturelle und politische Tradition, regionale Identität zu 
nennen24 . Zu fragen ist darüber hinaus, ob mit den traditio­
nellen wirtschaftswissenschaftlichen Kategorien, mit denen 
die Notwendigkeit eines marktwirtschaftlich gesteuerten 
maximalen (quantitativen) Wachstums des Sozialprodukts als 
oberste wirtschaftspolitische Maxime bislang begründet wur­
de, nunmehr die theoretische Grundlegung einer raumpoliti­
schen Strategie gelingen kann, mit der die regionalen Struktur­
defizite der Marktsteuerung beseitigt werden sollen. 

Der entscheidende Vorteil des Konzepts endogener Regio­
nalentwicklung ist in der Möglichkeit zu sehen, alle regiona­
len und sektoralen Strategieansätze, Konzeptionen und Politi­
ken miteinander zu verknüpfen, die auf eine Dezentralisie­
rung von räumlichen und sachlichen Ressourcen, Entschei­
dungskompetenzen und Handlungsmacht abzielen. So wird 
das Konzepteinerarbeitnehmer- und beschäftigungsorientier­
ten Raumordnungs- und Regionalpolitik25 mit dem Konzept 
einer innovationsorientierten Regionalpolitik, staatlichen 
Programmen zur Humanisierung der Arbeit und zur Förde­
rung kleiner und mittlerer Unternehmen und mit der Forde­
rung des DGB nach einem umfassenden Beschäftigungspro­
gramm in entscheidenden Teilen kompatibel. Angesichts der 
drängenden gesellschaftlichen Probleme, dem Abbau der ho­
hen Massenarbeitslosigkeit und dem Schutz der natürlichen 
Umwelt sowie der Beseitigung von ökologischen Schäden 
muß die Stoßrichtung der Strategie endogener Regionalent­
wicklung auf die Schaffung von Rahmenbedingungen für ein 
regionales und gesamtgesellschaftliches „qualitatives Wachs­
tum" abzielen, allerdings nicht im unspezifischen Sinne von 
7boss26, sondern im umfassenden Sinne, wie er von der Ar­
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik in ihrem jährli­
chen Memorandum entwickelt worden ist27. Danach muß 
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qualitatives Wachstum mittelfristig auf das Vollbeschäfti­
gungsziel, auf eine umwelt- und sozialorientierte Technolo­
gieentwicklung, auf das Ziel einer durchgreifenden Humani­
sierung der Arbeitsbedingungen, der Ökologisierung der Pro­
duktion und auf die Verbesserung der Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen des Grundbedarfs sowie mit kollektiven 
Gütern ausgerichtet sein, also auf die Befriedigung gesell­
schaftlicher Bedarfe28 . Die Strategie endogener, eigenständi­
ger Regionalentwicklung hätte demnach im Rahmen einer ge­
samtgesellschaftlichen Reformstrategie des qualitativen 
Wachstums die regionalen „Potentiale" unter Berücksichti­
gung der lokalen und regionalen Besonderheiten regional an­
gepaßt und dennoch zieladäquat zu stimulieren und einzu­
setzen. 

So ist in dem Potentialbereich „Arbeitskräftepotential" u.a. 
an Maßnahmen der Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
und der Politik der beruflichen Ausbildung und Fortbildung 
zu denken, in der Absicht, qualifizierte und sichere Arbeits­
plätze zum Abbau der Arbeitslosigkeit und zur stabilen Ein­
kommenssicherung in der Region zu schaffen. Aufgabe einer 
Strategie endogener Regionalentwicklung wäre es, die Träger 
der verschiedenen Politikmaßnahmen, wie Arbeitsämter, 
Wirtschafts- und Arbeitsministerien, Gewerkschaften, Unter­
nehmen, die Bildungs- und Fortbildungseinrichtungen der öf­
fentlichen Hand, Industrie- und Handelskammern, Verbän­
de, Finanzverwaltungen und andere zu Maßnahmen der sog. 
,,Humankapitalförderung" zu motivieren und zu koordinie­
ren. Wesentlich ist, daß die Einzelmaßnahmen sich in ein 
Arbeitsmarkt-, Beschäftigungs- und berufsbildendes Gesamt­
konzept der regionalen Entwicklung einpassen lassen29. 

Ähnliches gilt für den Bereich des „Gewerblichen Kapital­
potentials". Nachdem in den letzten Jahren mangels mobi­
lem, anlagewilligem Kapitals sich die Investitionsförderung 
und Arbeitsplatzbeschaffung im Rahmen der Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur", 
also der „exogenen" Entwicklungsstrategie, als zunehmend 
unwirksam und Förderungsprinzipien und Handlungsleitli­
nien vor dem Hintergrund der Export-Basis-Theorie unter 
veränderten Bedingungen sich als nicht hinreichend erwiesen 
haben, richtet sich nunmehr die Hoffnung auf eine Bestands­
pflege und Bestandserweiterung des regional ansässigen Pro­
duktivkapitals. Als Maßnahmen sind denkbar, die Vergabe­
kriterien und den Empfängerkreis der Gemeinschaftsaufgabe 
nach Gesich'tspunkten der regionalen Entwicklungsstrategie 
zu modifizieren und das Programm zur Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen und die Forschungs- und Tech­
nologieförperung und -beratung stärker zu regionalisieren. 
Das Konzept einer innovationsorientierten Regionalpolitik 
erscheint vom Ansatz her mit der Strategie der eigenständigen 
Regionalentwicklung kompatibel3°. Ferner müßte sich die 
Beschaffungs- und Vergabepolitik der regionalen und lokalen 
Gebietskörperschaften an der Produkt-, Produktions- und 
Angebotsstruktur der regionalen Wirtschaft orientieren, um 
regionale Kreisläufe zu stärken. 

Auch im Bereich des „Infrastrukturpotentials" gibt es eine 
Reihe von Ansätzen, Maßnahmen in verschiedenen Politikbe­
reichen auf eine Strategie endogener Regionalentwicklung 
auszurichten. So ist etwa auf de~ Gebiet der Verkehrspolitik 

daran zu denken, durch einen verbesserten regionalen Ver­
kehrswegeausbau die innerregionalen Erreichbarkeiten zu La­
sten der großräumigen Fernverbindungen und der guten Er­
reichbarkeit der Verdichtungsräume zu verbessern. Das wür­
de bedeuten, die Schienenwege, mit denen die Mittel- und 
Oberzentren erreicht werden können, möglichst zu erhalten, 
das innerregionale Straßennetz für den Individualverkehr zu 
verbessern und leistungsfähige Bus-, Rufbus- oder Ruftaxi­
Systeme zur Verbesserung des ÖPNV zu schaffen31 . Auf dem 
Sektor der Energiepolitik werden bereits verstärkt lokal und 
regional angepaßte Energieversorgungskonzepte (Kraft­
Wärme-Kopplung, regional vorhandene Primärenergiequel­
len) entwickelt und entsprechende Maßnahmen eingeleitet. 
Sie müßten allerdings in ein gesamtgesellschaftliches Energie­
versorgungskonzept eingebettet werden32. Angesichts des all­
gemein hohen Ausstattungsgrades mit infrastrukturellen Ein­
richtungen aller Art in fast allen Regionen des Landes schei­
nen neue lnfrast~ukturinvestitionen aus quantitativen Grün­
den jedoch kaum geeignet zu sein, Entwicklungsimpulse rele­
vanten Ausmaßes auszulösen. Bedenkt man aber, daß der 
Betrieb von lnfrastruktureinrichtungen dienstleistende Funk­
tion bei der Reproduktion von Arbeit und Kapital hat, so kön­
nen Maßnahmen zur Förderung des lnfrastrukturpotentials 
in Verbindung mit Maßnahmen zur Förderung des Arbeits­
kräftepotentials und des Kapitalpotentials geeignet sein, die 
endogene regionale Entwicklung zu stärken. 

Bei der Operationalisierung des „Umweltpotentials" bzw. 
seiner Teilpotentiale wie Wasser, Boden, Luft etc. zugunsten 
einer endogenen Entwicklung taucht eine Reihe von Proble­
men auf, weil es in diesen Fällen nicht allein um eine Nutzung 
der natürlichen Ressourcen geht, sondern andererseits auch 
ihr maximaler Schutz vor einer Nutzung bzw. der Abbau der 
Umweltgefährdungen und -belastungen als Ziel im Rahmen 
einer Strategie eigenständiger Entwicklung festgelegt werden 
muß. Es ist mittlerweile unstrittig, daß aus ökologischen wie 
auch gesellschaftspolitischen Gründen ein konsequenter Um­
weltschutz dringend geboten ist. Fraglich ist es gerade deshalb, 
ob die Umweltschutzpotentiale Strategieelemente darstellen, 
über deren Gebrauch, Verbrauch oder Schutz primär regiona­
le Instanzen entscheiden sollen33 . Eine wirtschaftliche Nut­
zung von Umweltressourcen verträgt sich eher mit dem (en­
dogenen) Entwicklungsbegriff als ihr Schutz vor einer wirt­
schaftlichen Verwertung. Angesichts der überregionalen, 
großräumigen landschaftsökologischen Zusammenhänge und 
der Notwendigkeit einer weitestgehenden Schonung der Um­
weltressourcen dürfte die Entscheidung über ihre Nutzung 
nicht allein in der Verfügungsgewalt einer Region liegen. Nur 
wenn es gelingt, die Konkurrenz der Regionen auf dem Gebiet 
der Nutzung von „Umweltpotentialen" zu minimieren, in­
dem Ansätze einer regionalen, koordinierten Umweltpla­
nung in ein gesamtgesellschaftliches Umweltschutz-Konzept 
eingebettet werden, erscheinen die „Umweltpotentiale" in 
das endogene Entwicklungskonzept integrierbar zu sein. 

Das „Nachfragepotential" einer Region dürfte - so räumt 
auch der Beirat für Raumordnung in seiner Empfehlung selbst 
ein - regional in nur geringem Maße beeinflußbar sein. Das 
Nachfragepotential der privaten Haushalte wird vor allem 
durch überregionale Einflußgrößen bestimmt: der Tarifpoli-
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tik der Tarifparteien, der Finanz- und der Steuerpolitik von 
Bund und Land. Auch ist das Nachfragepotential der regiona­
len Gebietskörperschaften in den letzten Jahren angesichts 
knapper werdender disponibler Haushaltsmittel gesunken. 
Dennoch dürfte es hier noch eine Reihe strategiefähiger An­
satzpunkte zu seiner Beeinflussung geben34. 

Insgesamt gesehen soll es den regionalen Handlungs- und 
Entscheidungsträgern überlassen bleiben, in welcher Weise 
sie die Potentialfaktoren zu einer Strategie verknüpfen, die der 
besonderen regionalen Situation angemessen ist. 

2. Wer aber sind die regionalen Handlungs- und Entscheidungs­
träger, und woher haben sie ihre Handlungskompetenz? Der 
Beirat für Raumordnung hat in seiner Empfehlung primär die 
in einer Region lebenden und arbeitenden Menschen als die 
Träger der regionalen Enwicklung bezeichnet. So erfreulich es 
ist, daß Raumordner die Menschen als Subjekte sozialräumli­
cher Entwicklung wahrnehmen und nicht - wie meist - als 
zu beplanende Objekte, so wenig hinreichend erscheint dieser 
Hinweis für eine Institutionalisierung der Strategie. 

Als institutionelle Träger für eine regional angepaßte Ent­
wicklungsstrategie kämen primär die Regionalverbände/ Re­
gionalen Planungsgemeinschaften wegen ihres regionalen Zu­
ständigkeitsbereiches in Betracht. Zwar besitzen sie eine Pla­
nungskompetenz, leider aber kaum Handlungskompetenz 
zur Umsetzung ihrer Planungen. Und es ist unwahrschein­
lich, daß ihnen eine zusätzliche Handlungskompetenz zu 
Lasten der Länder, aber auch zu Lasten der Gemeinden in ab­
sehbarer Zeit übertragen wird, wie Untersuchungen zur verti­
kalen Politikverflechtung im relativ festgefügten föderativen 
System der Bundesrepublik Deutschland belegen. Vielmehr 
dürften die schon schwachen Regionalverbände noch mehr 
geschwächt werden, wenn mit der Vorlage der Regionalpläne 
sie vermeintlich ihre Aufgabe erledigt haben35. 

Denkbare institutionelle Träger der Strategie könnten auch 
die regionsangehörigen Gemeinden sein, da sie eine per se hö­
here administrative Handlungs- und Entscheidungskompe­
tenz haben und zudem durch Wahlen auch politisch legiti­
miert sind. Allerdings müßten sie als Träger der Strategie ei­
nen zusätzlichen Handlungs- und Entscheidungsspielraum 
und zusätzliche finanzielle Ressourcen (im Rahmen des 
Finanzausgleichs oder einer Steuerreform)36 zugewiesen be­
kommen. Ein solches Dezentralisierungspotential ist aber bei 
Bund und Ländern gegenwärtig nicht zu erkennen37. Zudem 
erschwert die interkommunale Konkurrenz eine freiwillige 
horizontale Koordination der gemeindlichen Interessen an ei­
ner Umsetzung der endogenen Entwicklungsansätze. Geht 
man also von dem gegebenen Institutionsrahmen der öffentli­
chen Verwaltung aus, so kann sie den Handlungsbedarf der 
Strategie nicht völlig einlösen. Auch neu einzurichtende Trä­
gerinstitutionen wie spezielle kommunale Zweckverbände, 
Nachbarschaftsverbände, regionale Entwicklungsgesellschaf­
ten o.ä. dürften den genannten Schwierigkeiten unterliegen. 
Unter den gegebenen Umständen erscheint die Bildung eines 
regionalen Verbundes aus den lokalen und regionalen 
Handlungs- und Entscheidungsträgern, der über einen politi­
schen Konsens zwischen ihnen hergestellt wird und durchaus 
korporatistische Züge tragen könnte, unter pragmatischen 

Gesichtspunkten am ehesten als Träger eines Konzepts eigen­
verantworteter Regionalentwicklung denkbar. 

3. Unterstellt, die institutionellen Fragen sind zu lösen, dann 
darf eine wie auch immer organisierte und i~plementierte 
Strategie einer eigenständigen Regionalentwicklung nicht da­
zu führen, daß Bund und Länder sich aus der räumlichen Pla­
nung zurückziehen. Vielmehr erwächst ihnen eine neue verti­
kale und interregionale Koordinationsaufgaö'e, in die die 
Fachplanungsbehörden mit einzubeziehen sind, und ein~ rah­
mensetzende Planungskompetenz, die verhindern soll, daß 
die Entwicklungsunterschiede zwischen den· Regionen zu 
groß werden und die regionalen Mindeststandards unter­
schritten werden38. Geschähe eine solche Koordination 
nicht, dann könnte eintreten, was mit der Strategie einer endo­
genen Entwicklung gerade verhindert werde~ soll: eine Ver­
stärkung der disparitären Entwicklung zwischen den sozial­
ökonomisch potenten Verdichtungsräumen und den ökono­
misch schwachen peripheren Regionen, weil auch die 
Selbsthilfe-Strategie die Entwicklungsunterschiede nicht ent­
scheidend mildern konnte, aber auch ein Verstärkung dispro­
portionaler Entwicklung selbst zwischen den strukturschwa­
chen Regionen, nämlich solchen Regionen, in denen die Stra­
tegie relevante Entwicklungsimpulse geben konnte, und sol­
chen Regionen, in denen die Strategie - aus Gründen eines 
nicht so schnell aktivierbaren Entwicklungspotentials oder 
aus welchen anderen Gründen auch immer - nicht greifen 
konnte. 

Diese Hauptgefahr der Strategie eigenständiger Regional­
entwicklung darf nicht übersehen werden: daß sie nämlich 
den Ländern, vor allem aber dem Bund einen willkommenen 
Anlaß bietet, sich aus einer die regionalen Disparitäten aus­
gleichenden Raumordnungspolitik zurückzuziehen und die 
entwicklungsschwachen Regionen - salopp gesagt - ,,im ei­
genen Saft schmoren" zu lassen. Eine Gefahr, die nicht unter­
schätzt werden sollte, zumal zentralstaatliche Entlastungs­
strategien39 ja nicht unbekannt sind, wie z. B. die sog. Haus­
haltssanierung des Bundes im Rahmen der Politik der Wende 
eindrucksvoll belegt. Der Begriff der „Selbstverantwortung" 
regionaler Entwicklung im Titel der Beiratsempfehlung vom 
18. 3. 83 läßt aufhorchen; stammt er doch aus der moralisieren­
den Begriffswelt der konservativen Politik zur Krisenbewälti­
gung, die über eine Privatisierung sozialer Risiken den von ge­
sellschaftlichen Fehlentwicklungen Betroffenen die indivi­
duelle Bewältigung ihrer Situation überläßt. Der sukzessive 
Abbau des Sozialstaatsprinzips könnte sich auch in einer so 
verstandenen Variante „selbstverantworteter regionaler Ent­
wicklung" niederschlagen. Dies gilt es zu verhindern. 

C. Schlußbemerkung 

Aus dem Befund einer derzeit unzureichenden Wirksamkeit 
der Raumordnungspolitik und der Absicht, die Raumordnung 
und Landesplanung zu revitalisieren, sind in den letzten Jahren 
in Umrissen zwei wichtige Konzeptionen zur räumlichen Pla­
nung entstanden, die in ihrer Zielrichtung, ihrer Maßstäblichkeit 
und ihren räumlichen Wirkungen unterschiedliche, ja konträre 
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Implikationen aufweisen. Sie können als Versuche interpretiert 
werden, die krisenbedingten Verwertungsschranken und ihre re­
gionalen Friktionen in jeweils unterschiedlicher Weise zu über­
winden. 

Welcher der Konzeptionen sollte der Vorzug gegeben werden, 
oder sind beide zu verwerfen? 

Der entscheidende Einwand gegen die V orranggebietekonzep­
tion leitet sich nicht aus konzeptionsimmanenten Überlegungen 
ab, sondern ist m.E. planungspolitischer Natur: Mit der Vorrang­
gebietekonzeption werden erstmals planerische Vorstellungen 
zu einem Bündel von Handlungsmaximen verbunden, deren do­
minantes Motiv nicht mehr das sozial- und gesellschaftspolitische 
Ziel der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Bevölkerung in allen Teilen des Landes ist. Vielmehr werden die 
Interessen der Bevölkerung an gleichwertigen Lebens- und Ar­
beitsbedingungen subsumiert unter die Interessen der weltmarkt­
orientierten und international operierenden Unternehmen an 
einer möglichst renditeträchtigen Verwertung ihres vor allem in 
den Verdichtungsräumen gebundenen Produktivkapitals. Daß 
optimale betriebswirtschaftliche Verwertungsbedingungen für 
die Großunternehmen keinesfalls eine notwendige Vorausset­
zung zur Lösung der dringenden gesellschaftlichen Probleme, 
nämlich der Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit, der Über­
windung der wirtschaftlichen Stagnation und des Schutzes der 
natürlichen Umwelt darstellen, belegen mittlerweile ja auch 
schon die Wirtschaftsseiten der großen Tageszeitungen. Auch 
unter diesem Gesichtspunkt halte ich die Vorranggebietskonzep­
tion für einen Planungsvorschlag, der mehr Probleme schafft, als 
daß er zu raumordnerischen und gesellschaftlichen Problem­
lösungen beiträgt. 

Demgegenüber bietet die Strategie einer eigenständigen Re­
gionalentwicklung trotz aller konzeptionellen Defizite und insti­
tutionellen Hemmnisse denjenigen Regionen, denen die Kräfte 
von Markt und Macht keine oder nur geringe Entwicklungsmög­
lichkeiten einräumen, eine Chance, die Arbeits- und Lebensbe­
dingungen der ansässigen Bevölkerung zu verbessern, wenn­
gleich die Voraussetzungen dazu nicht rosig sind. Vermutlich 
wird eine Strategie eigenständiger Regionalentwicklung, solange 
allein marktgesteuerte Regulierungen gegenüber dringend not­
wendigen gesamtgesellschaftlichen Planungsansätzen aufgrund 
vehement zunehmender Belastungen menschlicher und natürli­
cher Ressourcen dominieren, nicht als ein umfassendes Gesamt­
konzept zu verwirklichen sein, sondern werden immer nur Teil­
konzepte partiell in Angriff genommen werden können. Gerade 
deshalb erscheint es regionalpolitisch wichtig, daß die Strategie 
der endogenen Regionalentwicklung erweitert wird a) um ein -
flankierend zu den regionalen Ansätzen - Beschäftigungs- und 
Investitionsprogramm auf Bundesebene, b) um eine Sicherung 
der fiskalischen Bedingungen für eine Politik regionaler Eigen­
entwicklung 'imd c) um Instrumente zur Evaluierung regionaler 
Bedarfsfelder. Eine regional angepaßte Entwicklungsstrategie er­
fordert also Initiative, Phantasie, hohe Frustrationsschwellen 
und den langen Atem aller Beteiligten. Zwar dürften die Ergeb­
nisse dieser Politikstrategie nicht mit allzu hohen Erwartungen 
belastet werden. Gegenüber einer funktionalistischen „Wü­
stungsstrategie"40 ist sie - selbst unter gegenwärtig restriktiven 
Bedingungen - dennoch die richtige Alternative. 
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